European territorial cooperation 2014-2020 – transnational & network programmes 
Control system in Austria

Form B (Version 22.04.2021)


Zu übermitteln

1. vom Begünstigten e.h. gefertigt 
--> an die zuständige österreichische öffentliche Prüfstelle (siehe unten)
2. von der zuständigen österreichischen öffentlichen Prüfstelle
--> an die Koordinierende Prüfstelle (BMLRT, Abt. V/5): anneliese.heiling@bmlrt.gv.at 
                  und abt-55@bmlrt.gv.at 
Einverständniserklärung des österreichischen Begünstigten
betreffend die Durchführung der Vorhabensprüfungen („First Level Control“) 
Bei personenbezogenen Bezeichnungen gilt die jeweils gewählte Form

für beide Geschlechter
Fett umrandete Felder bitte vollständig und richtig ausfüllen!
	Programm

Programme:
	bitte zutreffendes Programm anklicken:

z.B.  FORMDROPDOWN 



	Vorhaben/Projekt
	bitte Projekttitel (Kurzbezeichnung) und ProjektNr. angeben

	Federführender Begünstigter (Lead Partner)

	Institution/Firma
	bitte ausfüllen

	Ansprechperson
	bitte ausfüllen

	Telefon
	bitte ausfüllen

	e-mail
	bitte ausfüllen

	Adresse
	bitte ausfüllen


	zu prüfender österreichischer Begünstigter (Projektpartner)

	Institution/Firma
	bitte ausfüllen

	Ansprechperson
	bitte ausfüllen

	Telefon
	bitte ausfüllen

	e-mail
	bitte ausfüllen

	Adresse
	bitte ausfüllen


(1) Der zu prüfende österreichische Begünstigte nimmt zustimmend zur Kenntnis, dass auf der Grundlage von 
Art. 7 (2) der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über das Verwaltungs- und Kontrollsystem in Österreich für die Durchführung der operationellen Programme im Rahmen des Ziels „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ und des Ziels „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ (kurz: 15a Vereinbarung) für die Periode 2014 – 2020 die nachstehend genannte öffentliche Prüfstelle (oder eine von ihr beauftragte externe Prüfstelle) die Prüf​auf​gaben gemäß Art. 125 Abs. 4 bis 7 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und gemäß Art. 23 Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durchführen und Prüfbestätigungen ausstellen wird.

(2) Der zu prüfende österreichische Begünstigte nimmt zustimmend zur Kenntnis, dass gemäß Art. 7 (2) e) der 15a-Vereinbarung die Durchführung der Prüfungen und die Ausstellung der Prüfbestätigung auch durch geeignete Dritte erfolgen kann. Dazu wurde von Bund und Ländern ein Pool an qualifizierten externen Prüfern/Prüferinnen eingerichtet, die als „externe Prüfstellen“ autorisiert werden. Auf diese externen Prüfstellen kann die für einen konkreten Begünstigten jeweils zuständige öffentliche Prüfstelle zugreifen.  
Es ist nicht möglich, dass der Begünstigte von sich aus eine Prüfstelle auswählt bzw. benennt.
Dem Begünstigten wird rechtzeitig vor Beginn der Prüfungen bekannt gegeben, ob die Prüfung durch die zuständige österreichische öffentliche Prüfstelle selbst erfolgt, oder ob diese zuständige Prüfstelle eine externe Prüfstelle (Pool) beauftragt. Die Kosten für diese Prüfleistung werden dem Begünstigten in Rechnung gestellt und sind nach den Bedingungen der programmspezifischen Förderfähigkeitsregeln als Ausgaben für das zu prüfende Projekt zuschussfähig, sofern diese Prüfkosten im Rahmen des genehmigten Kostenrahmens budgetiert sind.
Die Prüfkosten setzen sich aus einer einmaligen Grundpauschale plus einem Prozentsatz der zur Abrechnung eingereichten Projektkosten und 20 % USt. zusammen. Die einmalige Grundpauschale beträgt - je nach Anbieter - rund € 2.000,- (und allf. Indexanpassung) und der Prozentsatz max. 7 % der zur Abrechnung/Prüfung eingereichten Projektkosten zuzüglich 20 % USt.
	zuständige österreichische öffentliche Prüfstelle („First Level Control body“)

	Bundes- oder Landesdienststelle
	bitte ausfüllen

	Ansprechperson
	bitte ausfüllen

	Telefon
	bitte ausfüllen

	e-mail
	bitte ausfüllen

	Adresse
	bitte ausfüllen


(3) Der Begünstigte nimmt zur Kenntnis, dass sich die Vorhabensprüfung vor allem auf folgende – durch ent​sprechende Aufzeich​nungen dokumentierte, auf quittierte Rechnungen oder gleichwertige Buchungs​belege oder sonstige geeignete Nachweise und ggf. Kontrollen vor Ort gestützte – Aspekte des Vorhabens erstreckt:
a) die tatsächliche Erbringung und Lieferung der vorgesehenen Produkte und/oder Dienstleistungen 

b) die tatsächliche Entstehung der abgerechneten Ausgaben für den Begünstigten 

c) deren Vorhabensbezug und Angemessenheit nach Art und Höhe 

d) deren EFRE-Zuschuss​fähigkeit in sachlicher, zeitlicher und räumlicher Hinsicht gemäß den Bedingungen des EFRE-Kofinanzierungsvertrags zwischen Verwaltungs​behörde und Lead Partner unter Berücksichti​gung der EU-rechtlichen, programmspezifischen und ggf. nationalen Förder​richtlinien auf Bundes- und/oder Landesebene (z.B. Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln ARR 2014) sowie der Programm​dokumente in der jeweils letztgültigen Fassung

e) die Art und Höhe allfälliger dem Vorhaben zurechenbarer Einnahmen und der daraus resultierenden, nach den Bestimmungen des Art. 61 und Art. 65 der VO (EU) Nr. 1303/2013 des Rates zuschussfähigen Nettoausgaben

f) die rechnerische Richtigkeit der abgerechneten Kosten / Abrechnungen

g) die Einhaltung der sonstigen für eine EFRE-Kofinanzierung maßgeblichen Bedingungen der ein​schlägigen EU-rechtlichen, programmspezifischen und nationalen Vorschriften, insbesondere hinsichtlich der Vergabe öffentlicher Aufträge, der staatlichen Beihilfen, der Publizität, des Schutzes der Umwelt, der Gleichstellung von Männern und Frauen und der Nichtdiskriminierung. 

(4) Der Begünstigte bestätigt, bei der Projektdurchführung und Abrechnung der Ausgaben die Beachtung bzw. Anwendung der EU-rechtlichen und ggf, nationalen Förderrichtlinien auf Bundes- und/oder Landesebene (z.B. Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln ARR 2014) sowie insbesondere der Programmdokumente und programmspezifischen Förder​fähigkeits​regeln in der jeweils letztgültigen Fassung. Er wird die nach den Bestimmungen des EFRE-Kofinanzierungsvertrags und der Förder​fähigkeits​regeln zur Überprüfung erforderlichen Rechnungen, Zahlungsbelege und sonstigen Nachweise entsprechend den EU-rechtlichen Vorschriften sammeln sowie den Prüforganen entsprechend den Prüferfordernissen aufbereitet zur Verfügung stellen. Der Begünstigte wird auf Wunsch der Prüfstelle auch weitere projekt- und abrechnungsrelevante Unterlagen für die Prüfung zur Verfügung stellen. Prüfungen werden zum Teil auch vor Ort beim Begünstigten und/oder am Standort des Projekts stattfinden. Über die Relevanz der Unterlagen entscheidet die Prüfstelle.
Der Begünstigte stimmt zu, der öffentlichen Prüfstelle oder der beauftragten externen Prüfstelle Vor-Ort-Kontrollen in den Räumlichkeiten des Begünstigten zu den üblichen Büroöffnungszeiten zu ermöglichen. Dabei ist der Prüfstelle Einsicht in die Buchhaltungssysteme des Begünstigten zu gewähren. Die Prüfung vor Ort beinhaltet ggf. auch die Einsicht in Dokumente zu anderen geförderter Projekten.
(5) Der Begünstigte wird Abrechnungen jeweils spätestens 15 Tage nach Ablauf der gemäß EFRE-Kofinanzierungs​vertrag vereinbarten Berichtsperioden (Projektdurchführung) oder sonst vorgesehenen (Zwischen- oder End-)Abrechnungs​terminen mit sämtlichen für die Überprüfung erforderlichen Nachweisen und Berichten der Prüfstelle im Postweg und falls vom Programm vorgesehen, im elektronischen System – unter Berücksichtigung allfälliger Formvorgaben des jeweiligen Programms oder der Prüfstelle - übermitteln. 
Der Begünstigte nimmt ausdrücklich zur Kenntnis, dass die Prüfstelle keine Gewähr übernimmt, dass die Überprüfung bis zu dem vorgesehenen Termin abgeschlossen werden bzw. eine Prüfbestätigung über zertifizierte Kosten ausgestellt werden kann, wenn Abrechnungen unvollständig oder später als zuvor ausgeführt übermittelt werden. 
Der Begünstigte nimmt zur Kenntnis, daß die zuständige öffentliche Prüfstelle Prüfergebnisse jedenfalls innerhalb der 3-Monats-Frist gemäß Art. 23 Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 oder allenfalls innerhalb der von den Programmstellen empfohlenen kürzeren Fristen herbeiführen und Prüfbestätigungen und -berichte entsprechend den programmspezifischen Vorgaben  (elektronisch, Papierform im Postweg) den geprüften Projektpartnern zur Weiterleitung an die vorgesehenen Stellen (federführender Begünstigter, Verwaltungsbehörde, Bescheinigungsbehörde, Gemeinsames Sekretariat) übermitteln und/oder in den von den Programmen vorgegebenen elektronischen Monitoringsystemen bereitstellen wird.
Der Begünstigte nimmt zur Kenntnis, dass auch der zuständigen öffentlichen Prüfstelle, wenn sie die Prüfung nicht selbst durchführt, auf Verlangen projektrelevante Unterlagen (wie z.B. Projektantrag, Fördervertrag etc.) zur Verfügung zu stellen sind.
(6) Der Begünstigte nimmt zur Kenntnis, dass die Prüfstelle keine Prüfbestätigung ausstellen kann und Meldung an die Verwaltungsbehörde sowie ggf. den Lead Partner erstatten wird, wenn der Begünstigte erforderliche Unterlagen auf Aufforderung der Prüfstelle nicht oder nicht fristgerecht vorlegt oder in anderer Form die Überprüfung be- oder verhindert, also Prüfhemmnisse vorliegen.
(7) Der Begünstigte wird im Interesse einer effizienten Prüftätigkeit dazu angehalten, Teilabrechnungen erst ab einem Betrag von € 10.000,- zur Überprüfung einzureichen – sofern die Programmregeln die Abrechnung von Kosten aus Periode X in der nachfolgenden Periode X+1 erlauben.
(8) Sollte auf Grund von rechtsgrundlosen Zahlungen an den Begünstigten, die dieser auf Verlangen nicht zurückzahlt, die Haftung der Prüfstelle in Anspruch genommen werden, behält sich die Prüfstelle die Möglichkeit des Regresses, erforderlichenfalls auch gerichtlich, vor.
(9) Der Begünstigte nimmt zur Kenntnis, dass diese ggstdl. Einverständniserklärung über den jeweiligen Projekt​zeitraum für das geprüfte Vorhaben hinaus bis zum Ende der Belegaufbewahrungspflicht des Programms gültig bleibt. Sämtliche mit ggstdl. Vorhaben zusammenhängende Unterlagen sind bis zu dem vom Programm vorgegebenen Zeitpunkt aufzubewahren – Aufbewahrungspflicht.
(10) Der Begünstigte nimmt zur Kenntnis, dass nicht nur die Prüforgane gemäß EU-Recht nachgängige Prüfungen durchführen können, sondern auch für die zuständige Prüfstelle relevante nationale Kontrollorgane zur erfolgten Prüfung des ggstdl. Vorhabens nachgängige Prüfungen durchführen können.

Grundsätzlich gelten auch die Allgemeinen Verpflichtungen der Begünstigen = Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in Österreich im Rahmen der operationellen Programme des Ziels „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ für die Periode 2014 – 2020 (Anhang)
Für den zu prüfenden österreichischen Begünstigten und für die ggstdl. Einverständniserklärung formal zeichnungsbefugte Person(en) – laut Firmenbuch, Vereinsstatuten – bitte anführen:
	Unterschrift(-en)
(firmenmäßig) 
Stempel:
	

	Name(-n), Funktion(-en):
	bitte ausfüllen

	Formale Zeichnungsbefugnis gemäß
	bitte ausfüllen und Nachweis beilegen

	Datum:
	bitte ausfüllen


Anhang
Allgemeine Verpflichtungen der Begünstigten = Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in Österreich im Rahmen der operationellen Programme des Ziels „Europäische Territoriale Zusammenarbeit“ für die Periode 2014 - 2020
1. Der Begünstigte verpflichtet sich, dem Förderungsgeber alle Ereignisse, welche die Durchführung des geförderten Vorhabens verzögern oder unmöglich machen, oder eine Abänderung gegenüber dem Kofinanzierungsvertrag oder vereinbarten Auflagen und Bedingungen erfordern würde (z.B. Änderung des Vorhabensinhalts, Änderung der Vorhabenspartner), unverzüglich und aus eigener Initiative anzuzeigen und seinen Mitteilungspflichten jeweils unverzüglich schriftlich nachzukommen.

2. Der Begünstigte verpflichtet sich, sämtliche das Vorhaben und seine Finanzierung betreffenden Unterlagen, alle Bücher und Belege sowie sonstige im Kofinanzierungsvertrag genannten Unterlagen bis zu dem im Kofinanzierungsvertrag festgelegten Datum, entweder im Original oder in bescheinigter Kopie auf allgemein üblichen Datenträgern sicher und geordnet aufzubewahren. 

Der Begünstigte verpflichtet sich, wenn zur Aufbewahrung Bild- und Datenträger verwendet werden, die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist jederzeit zu gewährleisten. In diesem Fall ist der Begünstigte verpflichtet, auf seine Kosten alle Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die notwendig sind, um die Bücher, Belege und sonstigen Unterlagen lesbar zu machen und, soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare dauerhafte Wiedergaben beizubringen sowie bei Erstellung von dauerhaften Wiedergaben diese auf Datenträgern zur Verfügung zu stellen.

3. Der Begünstigte verpflichtet sich, über die im Kofinanzierungsvertrag genannten Berichte hinaus bis zu dem im Kofinanzierungsvertrag genannten Datum Organen oder Beauftragten der Europäischen Kommission und des Europäischen Rechnungshofes sowie der beteiligten österreichischen Programmbehörden (Verwaltungsbehörde, Bescheinigungsbehörde, Prüfbehörde) und des österreichischen Rechnungshofes sowie der Landesrechnungshöfe auf deren Ersuchen jederzeit Einsicht in seine Bücher und Belege sowie in sonstige der Überprüfung der Durchführung der Vorhaben dienende Unterlagen bei sich selbst oder bei Dritten und die Besichtigung an Ort und Stelle zu gestatten oder auf deren Verlangen vorzulegen, ihnen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen oder erteilen zu lassen und hiezu eine geeignete Auskunftsperson bereitzustellen. Über die Relevanz und den jeweiligen Zusammenhang dieser Unterlagen mit dem Vorhaben entscheidet das Prüforgan.

Der Begünstigte verpflichtet sich weiters, den mit der Evaluierung des Programms beauftragten Personen auf deren Ersuchen jederzeit Auskünfte über das Vorhaben zu erteilen bzw. erteilen zu lassen.

4. Der Begünstigte ermächtigt die mit der Abwicklung des EFRE-Programms beauftragten Verwaltungsstellen die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen erforderlichen personenbezogenen Daten über die von ihm selbst erteilten Auskünfte hinaus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen des Bundes und der Länder oder bei Dritten zu erheben und die in Anhang XII der VO (EU) 1303/2013 genannten oder in anderen bundes- oder landesgesetzlichen (Publizitäts-) Verpflichtungen vorgesehenen Daten zu verwenden oder zu veröffentlichen.

5. Der Begünstigte verpflichtet sich zur Durchführung der Publizitätsmaßnahmen gemäß Anhang XII der VO (EU) 1303/2013 sowie allfälliger bundes- oder landesgesetzlicher Publizitätsvorschriften. 
6. Der Begünstigte verpflichtet sich, öffentliche Förderungsmittel aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit einzusetzen und nur für den Zweck zu verwenden, für den sie gewährt wurden.
7. Der Begünstigte verpflichtet sich, jede Abtretung, Anweisung oder Verpfändung des Anspruches aus der gewährten Förderung aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung zu unterlassen.

8. Der Begünstigte verpflichtet sich, zur Einhaltung der Bestimmungen des EU-Rechts und/oder des österreichischen Rechts (insbesondere hinsichtlich des Vergaberechts, der Einhaltung beihilferechtlicher Bestimmungen sowie hinsichtlich der Querschnittsthemen Nachhaltige Entwicklung, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung).

9. Der Begünstigte hat - unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche – bereits erhaltene Förderungsbeträge über Aufforderung des Förderungsgebers oder einer von diesem beauftragten Abwicklungsstelle oder der EU sofort zurückzuerstatten, wenn insbesondere 
a) 
Organe oder Beauftragte der EU oder der mit der Abwicklung des EFRE-Kooperationsprogramms betrauten Stellen in Österreich über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig unterrichtet worden sind,

b) 
vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, sofern in diesen Fällen eine schriftliche, entsprechend befristete und den ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mahnung unter Setzung einer angemessenen Nachfrist erfolglos geblieben ist, sowie sonstige im Kofinanzierungsvertrag vorgesehenen Mitteilungen unterlassen wurden,

c) 
der Begünstigte nicht aus eigener Initiative unverzüglich - jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankündigung – Ereignisse gemeldet hat, welche die Durchführung des geförderten Vorhabens verzögern oder unmöglich machen oder deren Abänderung erfordern würde,

d) 
der Begünstigte vorgesehene Kontrollmaßnahmen be- oder verhindert hat oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb des für die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr überprüfbar ist,

e) 
die Förderungsmittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet worden sind,

f) 
das geförderte Vorhaben nicht oder nicht fristgerecht durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist, 

g) 
die Richtigkeit der Endabrechnung und damit die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung vor dem im Kofinanzierungsvertrag genannten Ende der Belegsaufbewahrungsfrist nicht mehr überprüfbar ist, es sei denn, dass die Unterlagen ohne Verschulden des Begünstigten verloren gegangen sind,

h) 
(im Falle einer Investitionsförderung) über das Vermögen des Begünstigten vor dem ordnungsgemäßen Abschluss des geförderten Vorhabens oder innerhalb von 5 Jahren nach Vorhabensabschluss ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Deckung der Kosten abgewiesen wird oder der Betrieb des Begünstigten innerhalb dieser Frist eingestellt wird oder das geförderte Vorhaben eine wesentliche Änderung erfährt, die seine Art oder Durchführungsbedingungen beeinträchtigt oder einem Unternehmen oder einer öffentlichen Körperschaft einen ungerechtfertigten Vorteil verschafft und sich aus einem Wechsel der Besitzverhältnisse bei einer Infrastruktur oder aus der Einstellung der Produktionstätigkeit ergibt, oder
i) 
vom Begünstigten das Abtretungs-, Anweisungs- und Verpfändungs- und sonstige Verfügungsverbote nicht eingehalten wurden,

j) 
Bestimmungen des EU-Rechts und/oder des österreichischen Rechts (insbesondere hinsichtlich des Vergaberechts, der Einhaltung beihilferechtlicher Bestimmungen sowie hinsichtlich der Querschnittsthemen Nachhaltige Entwicklung, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung) nicht eingehalten wurden oder

l) 
Informations- und Publizitätsmaßnahmen gemäß Anhang XII der VO (EU) 1303/2013 sowie allfällige bundes- oder landesgesetzliche Publizitätsvorschriften nicht durchgeführt worden sind,

m) 
von Organen der EU die Aussetzung und/oder Rückforderung verlangt wird,

n) 
sonstige im Kofinanzierungsvertrag, im EFRE-Kooperationsprogramm oder sonstigen österreichischen oder gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegte Förderungsvoraussetzungen oder Bedingungen oder Auflagen, insbesondere solche, die die Erreichung des Förderungszweckes sichern sollen, vom Begünstigten nicht eingehalten wurden.

Im Fall eines Verzugs bei der Rückzahlung der Förderung aus dem EFRE sind vom Begünstigten Verzugszinsen ab Eintritt des Verzugs zu entrichten, sofern dies im Kofinanzierungsvertrag festgelegt ist.

Für den Fall, dass vor gänzlicher Auszahlung der Förderung einer der in lit. a - n genannten Umstände eintritt, kann der Förderungsgeber entscheiden, die Förderung einzustellen, womit die Ansprüche auf zugesicherte und noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel erlöschen. 
Allfällige weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben von diesen Bestimmungen unberührt.
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